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Ablauf des Verhandlungsverfahrens 

§ 114. (1) Im Verhandlungsverfahren hat der öffentliche Auftraggeber in den 
Ausschreibungsunterlagen den Auftragsgegenstand anzugeben, indem er seine Bedürfnisse und die 
erforderlichen Eigenschaften der zu erbringenden Leistung beschreibt und die Zuschlagskriterien 
spezifiziert. Der öffentliche Auftraggeber hat anzugeben, welche Elemente der Leistungsbeschreibung die 
von allen Angeboten einzuhaltenden Mindestanforderungen darstellen. Die Ausschreibungsunterlagen 
müssen so präzise sein, dass ein Unternehmer Art und Umfang der zu erbringenden Leistung erkennen 
und entscheiden kann, ob er einen Teilnahmeantrag stellt. 

(2) Jeder Unternehmer, der vom öffentlichen Auftraggeber zur Angebotsabgabe aufgefordert wurde, 
kann ein Erstangebot abgeben, das die Grundlage für die späteren Verhandlungen darstellt. Der 
öffentliche Auftraggeber hat mit dem betreffenden Bieter über das von ihm abgegebene Erstangebot und 
alle Folgeangebote, mit Ausnahme des endgültigen Angebotes gemäß Abs. 8, zu verhandeln. Die in den 
Ausschreibungsunterlagen vom öffentlichen Auftraggeber festgelegten Mindestanforderungen und 
Zuschlagskriterien dürfen nicht Gegenstand von Verhandlungen sein. 

(3) Abweichend von Abs. 2 kann der öffentliche Auftraggeber den Auftrag auf der Grundlage des 
Erstangebotes vergeben, ohne in Verhandlungen einzutreten, wenn er in der Bekanntmachung oder in der 
Aufforderung zur Interessensbestätigung angegeben hat, dass er sich diese Möglichkeit vorbehält. 

(4) Der öffentliche Auftraggeber hat sicherzustellen, dass alle Bieter bei den Verhandlungen gleich 
behandelt werden. Er darf Informationen nicht in diskriminierender Weise weitergeben, sodass bestimmte 
Bieter gegenüber anderen Bietern begünstigt werden können. Der öffentliche Auftraggeber darf 
vertrauliche Informationen eines Bewerbers oder Bieters nicht ohne dessen Zustimmung an die anderen 
Unternehmer weitergeben. Diese Zustimmung darf nicht allgemein, sondern nur in Bezug auf die 
beabsichtigte Mitteilung bestimmter Informationen erteilt werden. 
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(5) Der öffentliche Auftraggeber hat alle verbliebenen Bieter über etwaige Änderungen der 
Ausschreibungsunterlagen zu informieren. Er hat den Bietern im Anschluss an solche Änderungen 
ausreichend Zeit zu gewähren, ihre Angebote gegebenenfalls zu ändern. Die in der Ausschreibung 
festgelegten Mindestanforderungen und Zuschlagskriterien dürfen während des Verhandlungsverfahrens 
nicht geändert werden. 

(6) Ein Verhandlungsverfahren kann in verschiedenen aufeinander folgenden Phasen durchgeführt 
werden. Der öffentliche Auftraggeber kann die Anzahl der Angebote anhand der Zuschlagskriterien 
verringern. Der öffentliche Auftraggeber hat jene Bieter, deren Angebote nicht weiter berücksichtigt 
werden, unverzüglich unter Bekanntgabe der Gründe für die Nichtberücksichtigung von dieser 
Entscheidung zu verständigen. Die Gründe der Nichtberücksichtigung sind nicht bekannt zu geben, 
soweit die Bekanntgabe dieser Informationen öffentlichen Interessen oder den berechtigten 
Geschäftsinteressen eines Unternehmers widersprechen oder dem freien und lauteren Wettbewerb 
schaden würde. Die vom öffentlichen Auftraggeber gewählte Vorgangsweise ist in der Ausschreibung 
oder in der Aufforderung zur Interessensbestätigung bekannt zu geben. In der Schlussphase eines 
Verhandlungsverfahrens mit mehreren Bietern müssen, sofern eine ausreichende Anzahl von geeigneten 
Bietern verbleibt, noch so viele Angebote vorliegen, dass ein echter Wettbewerb gewährleistet ist. 

(7) Der öffentliche Auftraggeber hat jeden verbliebenen Bieter auf dessen Verlangen unverzüglich, 
jedenfalls aber binnen 15 Tagen nach Einlangen des Ersuchens, über Verlauf und Fortschritt der 
Verhandlungen zu informieren. 

(8) Der öffentliche Auftraggeber hat den verbliebenen Bietern den beabsichtigten Abschluss der 
Verhandlungen bekannt zu geben und eine einheitliche Frist für die Abgabe eines endgültigen Angebotes 
festzulegen. Von den endgültigen Angeboten, die den Mindestanforderungen entsprechen und nicht 
auszuscheiden sind, hat der öffentliche Auftraggeber das erfolgreiche Angebot gemäß den 
Zuschlagskriterien auszuwählen. 

(9) Bei der Durchführung von Verhandlungsverfahren im Unterschwellenbereich kann sich der 
öffentliche Auftraggeber in den Ausschreibungsunterlagen vorbehalten, dass er im Fall der Abgabe von 
vollständig ausgearbeiteten und vergleichbaren Angeboten Verhandlungen nur mit dem Bieter des 
bestgereihten Angebotes führt und er mit den übrigen Bietern Verhandlungen nur dann führt, wenn die 
Verhandlungen mit dem Bieter des bestgereihten Angebotes nicht erfolgreich abgeschlossen werden. 

(10) Anzahl und Namen der zur Angebotsabgabe aufgeforderten Unternehmer sind bis zur 
Mitteilung der Zuschlagsentscheidung geheim zu halten. 
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